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1868. 


Deutſchland. 

Berlin, 11. Mal. Die bieſige „Bank- und Handels- 
Ztg.“ enthält wieder einige Senſations- Nachrichten. Sie 
theilt zuerſt mit, daß man in Wien an der Erhaltung des Frie⸗ 
dens zweifele oder doch wenigſtens den Glauben Anderer an den⸗ 
ſelben zu erſchüttern ſuche und knüpft daran eine Korreſpondenz 
aus Wien, deren Verfaſſer ſeine Inſplrationen aus der Reichs⸗ 
kanzlei empfangen haben fol. Dieſe Korreſpondenz enthält dieſel⸗ 
ben Mittheilungen, die in ganz ähnlicher Weiſe ſchon früher in der 
„A. Allg. Ztg.“ geſtanden haben, daß ſich nämlich die Span⸗ 
nung zwiſchen Frankreich und Preußen von Tage zu Tage 
ſteigere und daß die beiderſeitigen Rüſtungen Dimenſionen annäh⸗ 
men, welche es namentlich dem Kaiſer Napoleon unmöglich machen 
würden, noch einmal einfach abzurüſten. Die „Bank- u. Hdls.⸗Ztg.“, 
deren Redaktion ſich in Berlin befindet, müßte jedenfalls wiſſen, 
daß in Preußen gar keine Rüſtungen ſtattftaden und hätte dieſe 
dergleichen Nachrichten über preußiſche Rüſtungen, ſelbſt wenn fie 
von einem Korreſpondenten aus der Wiener Reichskanzlei herrühren, 
nicht ohne irgend eine Bemerkung, nicht ohne irgend einen Zweifel 
an der Wahrheit derſelben aufnehmen ſollen. Es muß der „Bank⸗ 
und Hols.-Ztg.“ bekannt fein, daß in Preußen Truppen-Redukttonen 
geſchehen find, daß Artillerie und Train, wie überhaupt die Geſammt⸗ 
heit aller Truppenkörper auf dem Friedensfuße ſich befinden. Was 
dann die Nachrichten über eine angeblich täglich ſteigende Span- 
nung zwiſchen Frankreich und Preußen betrifft, ſo ſind dieſelben 
vollſtändig erfunden. Die Mainzer Frage, welche dieſe Span- 
nung hervorgerufen haben ſoll, exiſtirt überhaupt nicht, weil die 
Beſatzungeverhältniſſe von Mainz durch Verträge zwiſchen Preußen 
und Heſſen feſt geregelt ſind. Frankreich hat demnach auch gar 
nicht verſucht, ſich in dieſe innere deutſche Angelegenheit einzu- 
miſchen und würde, wenn es dies gethan hätte, ſofort auch vor 
einem Kriegfall geſtanden haben. Die ganze Geſchichte ſcheint übrigens 
darauf hinauszulaufen, Drfterreih einen vermittelnden Einfluß zu 
oktropiren, da aber von keiner Spannung zwiſchen Frankreich und 
Preußen die Rede, bedarf es auch dieſer Vermittelung Oeſterreichs 
nicht. Daß es ſich vor Allem auch hierbei wieder um eine Baiſſe⸗ 
Spekulation bandelt, darauf läßt der Schluß der ganzen Nachricht 
ſchlteßen, daß in Defterreih desbalb eine bewaffnete Aufſtellung 
in Ausſicht ſtehe, wovon auch bereits öfter der Itnanzmintſter in 
feinem Expoſé Mittheilung gemacht habe. — Der „Bank- und 
Handeld-Ztg." wird weiter auch aus Luxemburg geſchrieben, daß 
dort wieder eine lebhafte Bewegung für die Annexlon an Frank- 
reich im Gange ſei. Auch davon iſt Hier nichts bekannt und die 
Verbreitung auch dieſer Nachricht hängt allen Anzeichen nach gleich ⸗ 
falls mit der erwähnten Balſſe-Spekulatton zuſammen. — Zur 
Beruhigung des Publikums theilt andererſeits die Wiener „Preſſe“ 
die Nachricht mit, daß Preußen die Vermittelung Oeſterreichs in 
der nordſchleswigſchen Frage nachſuchen wolle. Nach dem 
Blatt ſollen Oeſterreich von Preußen zunächſt Mittheilungen über 
den Stand der Verhandlungen mit Dänemark, deren Angaben über 
die beabſichtigten Konzeſſtionen an daſſelbe gemacht und ſchließlich von 
ihm der Wunſch ausgeſprochen werden, daß Oeſterreich dieſe Pro- 
pofitionen in Kopenhagen befürworten möge. Damit die Nachricht 
nicht verloren geht, iſt fie gleichzeitig auch der „Intependence“ mit⸗ 
gethellt worden. Die Nachricht iſt indeſſen ohne allen Grund. 
Ja Oeſterreich mag der Wunſch nach einer Vermittelung in der 
nordſchleswigſchen Angelegenheit vorhanden ſein, die Abſicht Preu- 
ßene, dieſelbe anzurufen, liegt indeſſen nicht vor. — In Folge 
der erſten Kommunion des Kalſerlichen Prinzen von Frank- 
reich iſt von demjelben neuerdings wieder viel die Rede geweſen. 
Berichte eines Augenzeugen über das Befinden des Prinzen kon- 
ſtatiren gegenüber den früheren Nachrichten, daß derſelbe in feiner 
körperlichen und geiſiigen Entwickelung große Fortſch itte gemacht 
bat und zu den beſten Hoffnungen berechtigt. — Der Schluß des 
Zollparlaments wird jedenfalls erſt Ende dieſes Monats er⸗ 
folgen können. Der Reichstag wird nach dieſem Schluß jeine 
Arbeiten ſofort wieder aufnehmen und jo lange fortſetzen, bis dle 
Geſtſtellung des Budgets geſchehen if. Die Nachricht, daß daß 
Budget dem Reichstage erſt in einer außerordentlichen Herbſtſeſſion 
vorgelegt werden ſolle, iſt, wie wir hören, nicht begründet. — 
Der Etat des Bundeskanzler-Amtes if für das Jahr 1869 
mit 178,350 Thlr. veranſchlagt; der vorjährige Etat betrug nur 
70,550 Thlr. Die Mehrausgaben werden namentlich durch die 
Ausgaben von Penſionen für die Angehörigen der ehemaligen 
ſchleswig-holſteiniſchen Armee, im Betrage von 76,000 Thlr. ver- 
anlaft. — Es zeigt ſich jetzt eine große Rührigkeit in Angelegen⸗ 
heiten des Elſenbahnbauts. Es gehen viel mehr Anträge auf Kon⸗ 
zejfion zum Bau von Eiſenbahnen als früber ein. Dieſelben be- 
treffen namentlich ſolche Bauten, die beſtimmt ſind, eine kürzere 
Verbindung zwiſchen verſchledenen Punkten herzuſtellen, als durch 
die bereits vorhandenen Bahnen gewährt wird. Namentlich iſt 
das Eiſenbahnnetz dabel in Betracht gekommen, das in der Nähe 
von Berlin liegt. 

Berlin, 12. Mai. Se. Majeſtät der König verweilte am 
Sonntag Nachmittags nach dem Dejeuner im Stadtſchloſſe zum 
Beſuche im Neuen Palais zu Potsdam, kehrte mit dem Lokalzuge 
um 5 Uhr von dort hierher zurück, machte eine Spazlerfahrt durch 
den Thiergarten und erſchien Abends im Opernhauſe. Geſtern 
Morgens nahm der König die Vorträge der Hofmarſchälle Grafen 
Pückler und Perponcher, des Geb. Kabinetsrathes v. Mübler, dis 

Och. Hofrathes Bord entgegen, begab fi darauf gegen 2 Uhr mit 
dem Prinzen und der Frau Prinzeſſin Karl nach dem zoologischen 
Garten und arbeitete nachher mit dem Miniſter-Präſtdenten Gra- 
fen Bismarck. Zum Diner waren mit einer Einladung beehrt der 
Herzog von Ratibor, der Fürſt Hohenlohe-Schillingefürſt, der Staate⸗ 
miniſter a. D. v. Bodelſchwingh, der Miniſter v. Schlör, der Reichs⸗ 


rath Graf Arco Valley, die Kämmerer Graf Arco - Stepperg und 
Baron v. Guttenberg aus München, der General der Kavallerie 
v. Tümpling, die Generale v. Alvensleben, v. Obernitz, v. Pape, 
Oberſt v. Werder, die Oberſtlieutenants v. Ziegen und Hennig, 
v. Papſtein, Wynecken, v. Beſſer, Major Bogun v. Wangenheim, 
der ruſſiſche Milttär⸗Bevollmächtigte General Graf Kutuſow, der 
ruſſiſche General-⸗Lleutenant Schulz, der würtembergiſche Oberſt v. 
Suckow, die hier eingetroffenen acht darmſtädtiſchen Offiziere. — 
Abends erſchien der König im Opernhauſe. 

— Der Kronprinz kehrt nach einer dem Hofe zugegangenen 
Meldung heute Nachmittags aus Itallen über Baden-Baden nach 
Potsdam zurück; dorthin begiebt ſich Abends auch der König, be- 
ſichtigt morgen auf dem Bornſtädter Felde das 1. Garde-Regiment, 
das Garde-Jäger-Batatllon und die Unteroffizierſchule und ſpeiſte 
Kan Nachmittags im Neuen Palais bei den Kronprinzlichen Herr- 

aften. 

— Dieſer Tage hat ſich hier ein Comité gebildet, welches die 
Arrangements trifft zu einem Feſtmahl zu Ehren der ſüddeut⸗ 
ſchen Mitglieder des Zollparlaments. Das Feſt ſoll kurz vor Schluß 
der Seſſion bei Kroll gefetert werden. 

— (Poſt.) Geſtern fand der jo viel beſprochene Beſuch des 
Kaiſers Napoleon in Orleans ſtatt und die Nachricht, daß 
derſelbe dort keine politiſche Rede halten würde, hat ſich vollſtän⸗ 
dig beſtätigt. Die wenigen Worte, welche dem Malre und dem 
Eczbiſchof als Erwiderung auf ihre Begrüßungen zu Theil wurden, 
enthalten ſchlechterdings nicht den geringſten Anhaltepunkt für eine 
politiſche Auslegung nach irgend einer Richtung hin, die Stadt 
Orleans und die Baſiltka mit ihren biſtoriſchen Errinnerungen 
bilden den einzigen Inhalt der kurzen Phraſen. So iſt dieſe Ge- 
legenheit, ein Orakel zu vernehmen, alſo vorüber, die Reiſe nach 
Orleans iſt für Diejenigen, welche ſich vorbereitet hatten, aus den 
Worten des Kalſers zu weiſſagen, verloren, und wir können uns 
darüber nicht beklagen. Denn ſollte ſie nur den Frieden verbürgen, 
jo war fie überflüſſig und es konnte höchſtens noch mißtraulſch 
machen, daß man dies mit ſolcher Oſtentation in Scene ſetzte; auf 
der andern Seite aber hätte die geringſte Hindeutung darauf, daß 
Srankreich für jeden Fall gerüſtet ſein müfje oder etwas dem Aebn⸗ 
liches für gewiſſe Politiker genügt, um der Rede eine ganz andere 
Auslegung zu geben, als ihr zugekommen wäre. 

— Durch das Verbot, welches das Spiel an den Banken 
von Wiesbaden, Ems und Homburg an Sonn- und Feiertagen 
unterſagt, bat Nauheim ſeht gewonnen. Um den Aktlonären 
das Geſchäft noch einträglicher zu machen und noch mehr Gimpel 
zu fangen, hat ſich die Großberzoglich beſſiſche Regierung veran- 
laßt geſehen, ſich bei der Direftion der Main-Weſerbabn dahin zu 
verwenden, daß alle Sonn- und Feiertage ein Extrazug von 
Frankfurt nach Nauheim abgelaſſen wird. Während Preußen 
gegen die Banken einſchreitet, nimmt ſich der heſſiſche Landesvater 
derſelben an. 

— Aus Paris wird gemeldet, daß das dortige Kabinet den 
Vorgängen in Rumänien eine große Aufmerkſamkeit zuwendet, 
und daß ſich auf dieſelben die Inſteuktionen beziehen, welche nach 
der Angabe inſpirirter Journale Hrn. v. Talltyrand in Petersburg 
zugegangen find. Eine identiſche Note dürfte ſchon in den nächſten 
Tagen nach Bufareft abgehen. \ 

— Die Verhandlungen mit der Schweiz wegen Abſchluß 
eines Zollvertrages haben zu keinem Reſultat geführt; die ſchwei⸗ 
zeriſchen Unterhändler haben Berlin bereits verlaſſen. 

— Mehrfach iſt das Gerücht verbreitet, und es iſt auch in 
das ſonſt gut über Parlamentariſches unterrichtete „Dresdener 
Journal“ übergegangen, das Zollparlament werde ſeine Arbei- 
ten bis zum 19. d. Dits. beenden und gleich darauf, alſo noch 
vor Pfingſten, der Reichtstag geſchloſſen und das Budget in einer 
außerordentlichen Herbſtſeſſton vorgelegt werden. Ein Korreſpondent 
der „Köln. Ztg.“ kann verbürgt melden, daß dieſe Angabe völlig 
grundlos iſt; ſie lehnt ſich an das gleichfalls grundloſe Gerücht, 
es werde die Gewerbeordnung zurückgezogen werden. Mit Be- 
ſtimmtheit meldet der Korreſpondent, daß unter allen Umſtänden 
das Budget jetzt vorgelegt und erledigt werden ſoll, ſo daß der 
Reichstag, wie ſehr und mit Recht die Mitglieder auch die Heim- 
reiſe erjednen mögen, nach dem Zollparlament wieder zuſammen⸗ 
treten muß. Richtig iſt, daß man die Arbeiten ſo viel wie irgend 
möglich beſchleunigen will. Bei aller Anſtrengung wird jedoch der 
Schluß des Zollparlaments kaum vor dem 27. oder 28. d. Mts. 
erfolgen können. 

— Im Reichstage bat der Abg. Freiherr v. Hagke einen 
Antrag eingebracht, dahin gerichtet, den Bundeskanzler zu erſuchen, 
1) die zur Wiederherſtellung eines deutſchen Reichearchlos erſorder⸗ 
lichen Schritte zu thun, und dahln zu wirken, daß die öffentlichen 
Archive der zum norddeutſchen Bunde gebörigen Staaten diejenigen 
Reformen erhalten, weiche dem wiſſenſchaftlichen und dem natio- 
nalen Bedürfnijje entſprechen. In den ſocben erſchlenenen „Hirtd's 
Annalen“ (Heft II. und III.) finden wir in einem Aufſatze des 
Antragſtellers eine vortreffliche Begründung des Vorſchlags. Es 
handelt ſich bei Gründung eines Reichsarchtvs auch um Ausführung 
des Art. VI. des Prager Frledens von Seiten Oeſterreichs, denn 
Oeſterreich hat Deutſchland als Bundes eigenthum zurückzugeben, 
was es mißbräuchlich und heimlich aus Frankfurt a. M. nach Wien 
entführt hat, nämlich das „Mainzer erzkanzleriſche Relchsarchiv.“ 

— Die freihändleriſche Vereinigung bat ſich in ihrer Sitzung 
am Sonnabend Abend gegen die Petroleumsſteuer ausge- 
ſprochen. 

„ Zollparlament. 10. Sitzung vom 11. Mai. Präſident Simſon 
eröffnet die Sitzung um 10%, Uhr. Am Tiſche der Bundes⸗Kommiſſarien: 
Präf. Delbrück, Miniſterialdirektor v. Philipsborn, Baron v. Linden, Ober⸗ 
Finanzrath v. Riecke ꝛc. Die Bänke des Hauſes und die Tribünen ſind 
außerſt ſpärlich beſetzt. — Der Abg. v. Eicke (Ohlau) zeigt an, daß er zum 


Landrath ernannt, ſein Mandat daher erloſchen ſei. — Präſident Simſon 
zeigt an, daß ihm geſtern der Gefeg-Entwurf wegen Abänderung des Zoll⸗ 
Tarifs zugegangen ſei. Er habe denſelben zum Druck gegeben und die 
Verſammlung werde in der nächſten Sitzung über die geſchaftliche Behand⸗ 
lung dieſes, wie des Geſetz⸗Entwurfs wegen der Tabacksſteuer Beſchluß zu 
faffen haben. — Vor dem Eintritt in die Tagesordnung rechtfertigt Abg. 
v. Hennig ſeine Aeußerungen über das frühere Verhalten des Abg. Mohl 
durch Hinweis auf die ſtenographiſchen Berichte der würtembergiſchen Kam⸗ 
mern. Abg. Mohl erwidert. Abg. v. Hoverbeck: Ich dächte, wir unter⸗ 
ließen die Erörterung von Handlungen, die vor 30 Jahren ſtattgefunden 
haben, denn ich glaube, es ict Mancher unter uns, der heute nit mehr 
unterſchreiben würde, was er vor 3—4 Jahren geäußert bat! (Lebhafter 
Beifall.) — Auf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der Vorberathung 


des Handelsvertrages mit Oeſterreich. — (Anlage B. Zollſätze für die Ein⸗ 


fuhr aus Oeſterreich nach dem Zollverein)) Zu Nr. 20 „Leingarn, Lein⸗ 
wand und andere Leinenwaaren“ bemerkt Abg. Dr. Waldeck: Die Herab- 
ſetzung des ae e von 2 % auf 15 Gr aus Oeſterreich würde 
nur einen Erfolg haben können, wenn ſich Frankreich zu einem gleichen 
Zugeſtängniß bequemte. Von Oeſterreich allein kann die Leinen⸗Induſtrie 
keinen Vortheil erwarten. Der Beſchluß des Abgeordnetenhauſes wegen 
Herabſetzung der Leinenzölle hatte nicht den Sinn, daß eine ſolche Herab⸗ 
ſetzung in jedem Vertrage mit einem einzelnen Staate erfolgen ſollte, ſon⸗ 
dern den, daß dieſe Herabſetzung im volkswirthſchaft ichen Intereſſe allge⸗ 
mein nach beſtimmten Grundſätzen eintreten ſolle. Wenn ich trotzdem nicht 
gegen dieſe Poſition ſtimme, ſo geſchieht dies deshalb, weil mir an dem 
Zuſtandekommen des Vertrages mit Oeſterreich vor allen Dingen gelegen 
iſt, und weil dieſer Vertrag die Bedingung iſt, unter der Mecklendurg in 
den Zollverein eintritt. Ich wünſche, daß bei der Abänderung des Zoll⸗ 
tarifs doch einigermaßen Rückſicht genommen würde auf die begründeten 
Wünſche einer ſo großen und wichtigen Induſtrie. — Abg. Roſt (Ham⸗ 
burg): Die Bemühungen des Parlaments müſſen ſich nicht auf einzelne 
Induſtriezweige allein erſtrecken, ſondern man muß im Allgemeinen auf 
eine geſunde Handelspolitik binwirken, deren Aequivalent das deutſche Volk 
in ſich trage. — Abg. Lukas (Baiern) erklärte ſich gegen die Herabſetzung 
des Zolles. — Abg. Ruſſell (Oldenburg): Die Leinen ⸗Induſtrie kann 
eine Herabſetzung des Zolles ſeyr wohl ertragen. Eine Schädigung der⸗ 
ſelben tritt nicht durch die Zollherabſetzung ein, ſondern die Schuld daran 
tragen die ungünſtigen Konjunkturen. — Abg. Mohl: Das Aufhören der 
Leinen⸗Induſtrie in allen Staaten des Kontinents ift eine Folge der Schutz⸗ 
zölle. Der Vertrag mit Oeſterreich arbeitet auf den Untergang der geſammten 
Induſtrie bin. — Abg. Miquel: Was die Berichte der Handelskammer 
anlangt, ſo iR es ein öffentliches Geheimniß, daß daſelbſt Spezial⸗Inter⸗ 
eſſen überwiegend ſind Deshalb kann man ein entſcheidendes Gewicht auf 
ſolche Elklärungen nicht legen. Ich bin nach wie vor der Ueberzeugung, 
daß die Konzeſſtonen, welche man Oeſterreich gemacht hat, unſeren geſamm⸗ 
ten Intereſſen widerſpricht. — Praſ. Delbrück: Ich bin damit einver⸗ 
ſtanden, daß die Erklärungen der Handelslammern von ſtehenden Intereſſen 
diktirt find und daß man dahin kommen muß, daß ein übermäßiger Werth 
auf dieſe Erklärungen nicht zu legen iſt. Hätte man die Ueserzeugung ge⸗ 
habt, daß eine Ermäßigung der Zölle der Leinen⸗Induſtrie ein unheilbaren 
Schlag beibringen würde, ſo würde man darauf natürlich nicht eingegangen 
ſein, ſelbſt um den Preis, daß der Vertrag nicht zu Stande gekommen 
wäre. — Abg. Schäffle (Tübingen) ſpricht fü, Abg Fauſtel (Bayreuth) 
gegen die Ermäßigung. Der Redner ſchließt mit der Bitte, daß der Bun⸗ 
desrath Alles thun möge, was zuläfftg iſt, ohne irgend ein anderes Inter⸗ 
eſſe zu ſchädigen, um den Kampf, in den die Induſtrie unzweifelhaft ger 
worfen wird, nach Möglichkeit zu erleichtern. (Beifall.) 

Abg. Camphauſen (Neuß) ſpricht für den Vertrag. Durch den⸗ 
ſelben werde der Schutz nicht aufgehoben, ſondern nur vermindert. Auch 
er wünſche eine Reziprozität in Frankreich und Belgien, bis zur Herbei⸗ 
führung einer ſolchen dürf⸗ aber nicht mit den im Vertrage vorgeſehenen 
Tarifänderungen gewartet werden. — v. Delbrück bemerkt, daß aus An⸗ 
laß des vorliegenden Vertrages und ſeiner Tarifänderungen mit Frankreich 
keine Verhandlungen über den Leinengarnzoll ftattgefunden haben. — Abg. 
Waldeck nimmt das Gutachten der Handelskammer in Bielefeld gegen den 
Vorwurf der Einſeitigkeit in Schutz. Der Zollverein muß jetzt, nachdem 
er eine ſolche Stellung errungen, auch eine ſelbſtſtändige Handelspolitik 
treiben und nicht ſo ohne Weiteres Tarifänderungen vornebmen auf den 
Wunſch anderer Staaten. — Bei Pof. 22 (Mehl, Mahlproduckte und andere 
Verzehrungsgegenſtände) ſpricht zu Litt. n. (Wein, Moſt und Cider) — 
Abg. Diffené (Mannheim). (Bei der Unau merkſamkeit des Hauſes 
ſchwer verſtändlich): Der Haupt⸗Konkurrent der Deutſchen in der Wein⸗ 
Induſtrie ſei bisher Frankreich, beſonders in Rothweinen. Durch die 
Herabſetzung des Zolles im Verkehr mit Oeſterreich ſei alſo in dieſer Be⸗ 
ziehung eine nachtheilige Konkurrenz nicht zu befürchten. Auch in Betreff 
der anderen Weinſorten ſucht er nachzuweiſen, daß die Zollherabſetzung für 
Wein keinen nennenswerthen Nachtheil für unſere Induſtrie bringe; ein 
Vortheil vielmehr erwüchſe für dieſelbe durch die Erſchließung des Abſatz⸗ 
feldes nach Mecklenburg. Er empfahl in Folge deſſen die Annahme der 
Poſition. — Abg. Dr. Bamberger erklärt, daß er in nächſter Zeit einen 
Antrag einbringen werde zum Zwecke der Kompenſation gegen den Nach⸗ 
theil, der uns durch die Annahme dieſer Poſition zugefügt wird. Es iſt 
doch wohl naturgemäß, ein fremdes Produkt etwas höher zu belaſten, als 
die inneren Produkte; die Herabſetzung aber nivellitt die inneren und 
äußeren Steuern beinahe gänzlich. Die inneren Steuern find aber viel 
läſtiger für Produzenten, Händler und Konſumenten, zumal bei der heſſiſchen 
Steuergeſetzgebung. Dieſe Steuern ſind noch ein Ueberbleibſel aus der 
franzöſiſchen Zeit und ſchließen eine außerordentlich läſtige Kontrole und 
Quälerei der Produzenten in ſich. Hier iſt eine Abhülfe dringend nöthig. 
(Graf Bismarck tritt ein.) Es iſt dies keine blos finanzielle, ſondern eine 
allgemein politiſche Frage. Jede Gelegenheit muß wahrgenommen werden, 
um dieſe veralteten Geſetze der Kleinſtaaten dem jetzigen Bedürfniſſe adäquat 
zu machen. — Redner verbreitet ſich über ein Beiſpiel aus Heſſen, unter 
wiederholtem Ruf: „Zur Sache!“ und fährt dann weiter fort: Ein prak⸗ 
tiſches Mittel uns zu helfen, könnte uns Artikel 5 des Handels- und Zoll⸗ 
vertrags an die Hand geben, worin ausgeſprochen wild, daß die einzelnen 
Regierungen ſich bemühen wollen, eine gleichmäßige indirekte Beſteuerung 
einzelner Gegenſtände herbeizuführen.“ Wir wiſſen nun freilich nicht, wie 
weit der gute Wille der Regierungen in dieſer Beziehung geht. Wir 
wollen nun aber unſer Refolutions- und Petitionsrecht dazu benutzen, um 
auf Grund des Art. 5 die Bundesregierungen aufzufordern, durch einen 
Ausgleich der Weinſteuer im ganzen Zollvereinsgebiet unſeren drück nden 
Verhältniſſen abzuhelfen. Und da mochte ich Sie denn (nach rechts ge⸗ 
wandt) ergebenſt und allerunterthänigſt erſuchen, dann nicht mit allerlei 
Inkompetenz inreden allzu freigebig zu fein. Ich weiß, daß bei dieſen In⸗ 
kompetenzerklärungen zweierlei Tendenzen im Haufe maßgebend ſind; die 
Einen wollen den Süden durch Wohlwollen an ſich ziehen und feſſeln, die 
Andern wünſchen, den Süden durch Absperrung auszuhungern. Den An⸗ 
hängern dieſer Theorie möchte ich zu verſtehen geben (Ruf: zur Sache!) -— 
Präſident Simſon unterbricht den Redner und erklärt, daß er jetzt in 
dieſer Weife nicht ſprechen könne; ſeine Bedenken in Betreff der J kompetenz 
möge er vorbringen, wenn über den betreffenden Antrag verhandelt werde. 
— Abg. Bamberger (fortfahrend): Um nicht Gefahr zu laufen, weiter 
unterbrochen zu werden, will ich ſchließen. Wenn Sie aber glauven, durch 
Inkompetenzerklärung den Süden auszuhungern, ſo kann ich verſichern, daß 
wir Heſſen ſchon wollftändig genug ausgehungert find und fo durch Hunger 
gezähmt, daß wir ganz bereit find in den norddeutſchen Bundeskäfig uns 
einſperren zu laſſen. Heiterkeit.) 

Abg. Braun (Wiesbaden): Obgleich ich Vertreter der beſten Wein⸗ 
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gegend der Welt bin (Heiterkeit), Rüdesheim, Steinberg u. ſ. w., bin ich 
doch mit der Herabſetzung des Weinzolles vollſtändig einverſtanden. Schon 
bei der Berathung des deutſch⸗franzöſiſchen Handelsvertrages habe ich mich 
dafür ausgeſprochen. Es iſt mir damals freilich nicht gelungen, meine 
Wähler zu überzeugen; und die Folge war, daß ſie mich 1864 durchfallen 
ließen (Heiterkeit), wos mir übrigens weiter keinen Schaden zugefügt hat. 
Nach Einführung des Handelsvertrages aber überzeugten ſie ſich, daß die 
Tarifreform, verbunden mit der Beſeitigung der Binnenzölle, der Auf⸗ 
hebung der Uebergangsabgabe zwiſchen Nord⸗ und Süddeutſchland, nach 
beiden Seiten hin zweckmäßig gewirkt hat. Dieſe Erfahrung giebt mir 
den Muth, gegenwärtig aus Ueberzeugung von der Heiſamkeit der Tarif⸗ 
reform für den Vertrag zu ſtimmen, obgleich die Mehrzahl der ſüddeutſchen 
Weinproduzenten gegenwärtig anderer Meinung find. Die franzöftichen 
Weine ſind nur die Pioniere, die einer ſtärkeren Kraft Platz machen wer⸗ 
den, den ſüddeutſchen Weinen. So viel Vertrauen habe ich zur menſch⸗ 
lichen Vernunft und zur menſchlichen Zunge (Heiterkeit). Wo aber der 
Grundſatz der Freiheit nach Außen eingeführt wird, müſſen auch Steuer⸗ 
reformen im Junern eintreten: und ich ſchließe mich in dieſer Beziehung 
meinem Vorredner an. Es müſſen nicht nur die gemeinſchädlichen binnen⸗ 
ländiſchen Konſumtionsabgaben beſeitigt werden, ſondern auch die 20 pet. 
Rabatt wegfallen, welche der Weingroßhandel für franzöſiſche Weine noch 
enthält. Denn hierin liegt ein Schutzzoll zum Nachtheil der inländischen 
und zum Vortheil der ausländiſchen Produkte. Die Gründe, die früher 
dafür maßgebend waren, wie der hohe Eingangszoll sc, ſind weggefallen 
durch Ermäßigung des Zolles. Eine Reſolution will ich hier nicht ſtellen, 
da dieſe Frage den Vertrag nicht berührt, ſondern nur eine Frage der 
inneren Verwaltung iſt. Ich empfehle aber dem Zollbundesrath dieſe 
Fragen in Erwägung zu ziehen, ebenſo wie eine gleichmäßige Beſteuerung 
des Weines im Innern. — Es ſprachen darauf die Abgg. Roßhirt, Metz 
und Grumbrecht. — Präſtideut Delbrück: Die Regierungen haben lange 
gezögert, ehe fie ſich entſchloſſen haben, auf den bisherigen Zollſatz für 
Wein zu verzichten. Würden ſie weniger bedenklich geweſen ſein, ſo hätte 
man dieſen Vertrag vielleicht ſchon vor einem Jahre unterzeichnen können. 
Da in wirthſchaftlicher Beziehung bisher keine Bedenken gegen dieſe Herab⸗ 
ſetzung laut geworden ſind, ſo gehe ich nur auf die von dem Herrn Vor⸗ 
redner berührten finanziellen Bedenken näher ein. Kaum mit irgend einem 
Finanzartikel hat der Zollverein ſo lehrreiche Erfahrungen gemacht, wie 
mit Wein. Derſe be unterlag früher einem Zollſatz von 8 Thlr. In der 
Zeit von 1842 bis 1862 kamen auf den Kopf der Bevölkerung eine durch⸗ 
ſchuittliche Einnahme von 1,58 Sgr. Im Jahre 1853 wurde der Wein⸗ 
zoll abgeändert; für Wein in Flaſchen blieb der alte Zoll von 8 Thlr. be⸗ 
ſtehen, für Wein in Fäſſern wurde er auf 6 Thle. herabgeſetzt. In der 
Zeit von 1853 bis 63 war die durchſchnittliche Einnahme auf den Kopf der 
Bevölkerung 1,33 Sgr.; im Jahre 1865 iſt der Zoll für Wein in Faſſern 
und in Flaſchen auf 4 Thlr. berabgeſetzt, und als durchſchnittliche Einnahme 
auf den Kopf der Bevölkerung ergab ſich für die Jahre 1866 und 67 1,31 
Sgr. Nach einem Zollerlaß alſo von Anfangs 1½ Millionen und dann 
900,000 Thlr. iſt doch nur eine Ermäßigung der Einnahmen pro Kopf von 
1,58 Sgr. auf 1,33 und 1,31 Sgr. eingetreten. Dieſe Erfahrungen find 
vollkommen geeignet, die Befürchtungen des Vorreduers zu heben. Ich 
weiß zwar wohl, daß jede Zollermäßigung ihre Grenze hat, ich glaube 
aber, mit dem in Augenblicke beſtehenden Zollſätzen wird dieſe Grenze noch 
nicht erreicht. — Der Schluß der Debatte über dieſe Poſition wird ange⸗ 
nommen. N 5 

Zu Art. 4 erklärt ſich der Abg. v. Hennig gegen Erhebung irgend 


eines Ausgangszolles, enthält ſich jedoch, einen bezüglichen Antrag zu ftellen. 


— Abg. v. Sänger bringt zur Sprache, daß im Widerſpruch mit dem 


Art. 4, 2 des Vertrages die bei der Ausfuhr des Branntweins in Oeſter⸗ 
reich bewilligte Ausfuhrvergütigung höher iſt, als die innere Beſteuerung 
des Branntweins. — Präfivent Delbrück antwortet, daß den Regierun⸗ 
gen das geſchilderte Verhältniß bekannt ſei und daß an die öſterreichiſche 
Regierung der Antrag gerichtet worden ſei, die Ausfuhrvergütigung herab⸗ 
zuſetzen. Dieſe Herabſetzung ſei aber durch Geſetz vom 28. März d. J. 
bereits geſchehen. — Abg. Müller (Lauban) hebt ausführlich die Nach⸗ 
theile des von Lumpen, Makulatur und Papierſpänen erhobenen Ausgangs⸗ 
zolles hervor, zumal die Höhe dieſer Abgabe in Oeſterreich und im Zoll⸗ 
vereine eine verſchiedene ſei, wodurch gerade die Ausfuhr der beſten Lum⸗ 
pen zum Nachtheile der einheimiſchen Papierfabrikation begünſtigt werde. — 
— Zu Art. 6, Litt. b., beantragen die Abg. Dr. Friedenthal und von 
Göker, unterſtützt durch zahlreiche Mitglieder aus Süddeutſchland und 
allen Fraktionen: Das Präſidium des Zollvereins zu erſuchen, mit der 
öſterreichiſchen Regierung, im Anſchluß an die bevorſtehenden gemeinſchaft⸗ 
lichen Zollermäßigungen, in Verhandlung zu treten Behufs Verſtändigung 
über gemeinſame Maßregeln, dazu geeignet, in den beiderſeitigen Zollgebie⸗ 
ten der Rinderpeſt vorzubeugen, beziehungsweiſe dieſelbe zu unterdrücken. — 
Abg. Mohl erklärt ſich gegen dieſen Antrag. — Nachdem Abg. v. Göler 
mit warmen Worten unter Beifall des Hauſes die Reſolution zur Au⸗ 
nahme empfohlen, wird dieſelbe mit großer Majorität angenommen. — 
Bei Art. 10 ſpricht der Abg. Krieger (Pofen) ſeine Befriedigung über 
das zur Beſeitigung des Schleichhandels abgeſchloſſene Zollkartel aus. — 
Abg. Tweſten hält auch die Einführung allgemeiner Strafbeſtimmungen 
für wünſchenswerth, Bundeskommiſſar Bel brück erklärt dies vorläufig 
weder für möglich noch für nothwendig. — Zu Art. 18, deſſen erſter Satz 
lautet: „Die Angehörigen der vertragenden Theile ſollen gegenſeitig in Be⸗ 
zug auf den Antritt, den Betrieb und die Abgaben von Handel und Ge⸗ 
werbe den Inländern völlig gleichgeſtellt fein“, tadelt Abg. Bluntſchli, daß 
derſelbe in verſchiedener Weiſe ausgelegt werden könne, indem es ſcheinen 
könne, als ob dadurch eine völlige Freizügigkeit zwiſchen den Zollvereins⸗ 
ſtaaten und Oeſterreich hergeſtel't ſei. — Bundeskommiſſar Delbrück: 
Die Interpretation iſt nicht richtig. — Der Artikel 18 enthält gar keine 
Vereinbarung über die gegenfeitige Freizügigkeit oder das Recht, ſich nie⸗ 
derzulaſſen. Er beſtimmt lediglich, daß der Angehörige des einen Theils, 
welcher ſich in dem Gebiete des andern niedergelaſſen hat, alsdann in der 
Befugniß zum Gewerbebetrieb, Beſteuerung u. |. w. ganz wie der Inländer 
behandelt werden ſoll. — Zu den übrigen Artikel des Vertrags nimmt Nie- 
mand mehr das Wort. Ueber den ganzen Vertrag wird namentlich abge⸗ 
ſtimmt. — An die übrigen Artikel knüpft ſich keine Debatte. Es wird in 
Folge deſſen zur Abſtimmung über den ganzen Handelsvertrag geſchritten, 
und zwar zur namentlichen. Der Vertrag wird mit 246 gegen 17 Stim- 
men angenommen; mit Nein ſtimmte nur ein Theil der Süddeutſchen. — 
Von den Süddeutſchen fehlten u. A. v. Varnbüler, v. Roggenbach, Abg. 
Harkort enthielt ſich der Abſtimmung. Die anweſenden Polen ſtimmten 
für den Vertrag. — Die in Bezug auf den öſterreichiſchen Handelsvertrag 
eingelaufenen Petionen werden für erledigt erklärt. Schluß 3½ Uhr. — 
Nächſte Sitzung Dienſtag 1 Uhr, Tagesordnung: Beſchluß über die ge⸗ 


ſchäſtliche Behandlung der die Tabacksſteuer und die Tarifveränderungen 
betreffenden Vorlagen. 
Aachen, 10. Mal. Wie die „A. Ztg.“ hört, wurde vor 


Kurzem einer hieſigen angeſehenen Nadelfabrik von Seiten des fran- 
zöſtſchen Gouvernements der Antrag geſtellt, die Lieferung ſämmt⸗ 


licher Zündnadeln für die Chaſſepot-Gewehre der franzöſiſchen 


Armee zu übernehmen. Der Inhaber der Fabrik, welcher, beiläufig 
bemerkt, auch die Zündnadeln für das preußiſche reſp. norddeutſche 
Heer liefern ſoll, lehnte jedoch das übrigens für unſere Aachener 
Induſtrie böchſt ſchmeichelbafte Anſuchen Frankreichs ab. 

Schwerin, 11. Mal. Die Vermählung des Großher⸗ 
3098 mit der Prinzeſſin Marie von Schwarzburg - Rudolftadt wird 
am 4. Juli ſtatifinden. Am 9. Juli wird das Groh herzogliche 
Paar jeinen Einzu; in Ludwigsluſt, am 13. in Schwerin, am 25. 
in Roſtock und am 13. Auguſt in Wismar halten. 

Gotha, 10. Mal. Ibre K. Hoh. die Kronprinzeſſin 
von Preußen beabſichtigt dem Vernehmen nach einen Theil des 
Sommers auf dem Luſtſchloſſe Reinhardebrunnen zuzubringen und 
wird, wie man vernimmt, bereite zu A fang des künftigen Monats 
daſelbſt eintreffen. Von Sr. Hoh. dem Herzoge ſind J. K. Hoh. 
die ſämmtlichen Gebäude zur Verfügung geſtellt worden. — In 
der Kommiſſton des Landtags hat ſich Oppoſition gegen das vor⸗ 
gelegte Stempelſteuergeſetz kundgegeben und es ſoll ein Antcag auf 
Ablehnung desſelben beim Plenum eingebracht werden. 


Baden-Baden, 11. Mai. Der Kronprinz von Preu⸗ 
ßen iſt in vergangener Nacht hier eingetroffen. Derſelbe ſtattete 
beute der gegenwärtig hier verwellenden Königin von Preußen einen 


Beſuch ab. Die Großherzogin von Baden war anweſend, der Groß⸗ 
herzog wird erwartet. Der Kronpelnz gedenkt bis morgen hier zu 
verweilen. 


Ausland. 

Wien, 9. Ma. Am 22. d. wird der Kaifer nach Prag 
abreiſen und auf dieſer Reife von dem Minifterpräfidenten Fürſten 
Auersperg und von dem Miniſter des Innern Dr. Giskra begleitet 
ſein. Es wird bei dieſer Gelegenheit der Verſuch gemacht wer den, 
um die Czechenführer zu veranlaſſen, aus ihrer zlelloſen Oppoſt⸗ 
tion herauszutreten und die neue ſtaatsrechtliche Form anzuerkennen. 
Der böhmiſche Landtag wird einberufen und den Cyzechenführern 
Gelegenbeit gebsten in legaler Weife einzulenken, wichtige mate⸗ 
rielle Zugeſtändniſſe, welche dem Lande neue Quellen des Wobl⸗ 
ſtandes eröffnen werden, ſtehen unmittelbar bevor und der Kaiſer 
perſönlich nimmt das Vermittlungswerk in die Hände. Verharren 
die Czechenführer allem dem gegenüber auf dem Standpunkte der 
Negation, erſcheinen fie auf dem Landtage nicht, dann iſt die Re⸗ 
gierung entſchloſſen, ſofort die direkten Wahlen zum Reichstage 
auszuſchreiben, die, wie man zu hoffen berechtigt iſt, jedenfalls ein 
befetedigendes Reſultat liefern werden. Die Oppofition, wie fie 
gegenwärtig in dem czechiſchen Theile Böhmens beſteht, iſt zum 
größten Theile eine künſtlich gemachte, das hat ſich neueſtens aus 
Anlaß der von Prag aus arrangirten Steuerproteſte deutlich genug 
herausgeſtellt, und es iſt kein Zweifel, daß das Volk, wenn es 
über die Tendenzen der Prager Clique aufgeklärt wird, von jener 
Politik der Verzweiflung nichts wird wiſſen wollen, welche die 
Führer, deren Tendenz dahin geht, jeden Anlaß zur Verhetzung 
des Volkes zu benutzen, um daſſelbe nie zur Ruhe und beſonnenen 
Ueberlegung gelangen zu laſſen, befolgen. — Die Mittheilung von 
dem Verſuche des Exkönigs von Hannover, eine neue Legion 
gegen Preußen zu bilden, ſoll ſich in der That beſtätigen. Es 
wäre dies ein Akt der offenbaren Feindſeligkeit gegen Preußen und 
Oeſterreich gegenüber, deſſen Regierung dadurch kompromittirt wird, 
ein Mißbrauch des Gaſtrechts. Man kennt die fire Idee, welche 
den Htetzinger Hof beherrſcht, der ſich von ſeinen Projekten durch- 
aus nicht abbringen läßt, aber für Oeſterrelch, das nicht nur jeiner 
deutſchen Bewohner wegen, ſondern noch aus vielen anderen poli- 
tiſchen Gründen Rückſicht auf Preußen zu nehmen hat, erwächſt 
daraus die Verpflichtung, auf ſeinem Boden bergleihen Konjpira- 
tionen nicht zu dulden. 

Wien, 9. Mal. Herr v. Beuſt ift geſtern bereits vom 
Kaiſer empfangen worden. — Nach dem Tode des Botſchafters 
Grafen Erivellt in Rom iſt die Leitung der Geſandtſchaft an 
den erſten Beamten der Botſchaft, den Botſchaftsrath Freiherrn 
v. Ottenfels übergegangen, und wird von demſelben ohne befondere 
Ernennung als Geſchaͤftsträger bis zur Beſtellung des Nachfolgers 
des Verewigten verſehen. Es iſt dies der ordentliche Hergang. 

— Die Reiſe des Fürſten Richard Metternich beſchäftigt 
die Pariſer Korreſpondenten mehr als die Wiener publiziſtiſchen 
Kreiſe. Der „Ind. belge“ wird unter Anderem Folgendes darüber 
geſchrieben: 
Hauptveranlaſſung der Reife, jo iſt fie vielleicht doch nicht jo ganz 
bar jeder polttiſchen Bedeutung. Es iſt fehr wahrſcheinlich, daß 
Herr v. Beuſt ſich mit dem Fürſten über die Politik Oeſterreichs 
zu beſprechen wünſcht und ihm Gelegenheit giebt, mehr als es bis 
jetzt ſeinerſelts der Fall geweſen, die der öſterreichſſchen Politik auf- 
erlegten Nothwendigkeiten im Auge zu behalten. Mit Recht oder 
Unrecht wirft man dem öſterreichlſchen Botſchafter vor, daß er bie 
friedliche Polttik des Wiener Kabinets nicht genug betont. Berichte, 
welche die öſterreichiſche Regierung erhalten hat und welche mit Be⸗ 
merkungen des Duc de Gramont übereinſtimmen, laſſen Herrn Beuſt 
vermutden, daß der Vertreter feiner Regierung in Paris Hoffnun- 
gen anregt, die zu erfüllen für Oeſterreich eine Unmöglichkeit wäre.“ 
Andererſeits werden auch von franzöſtſcher Seite alle auf eine Er- 
ſetzung des Fürften auf dem Pariſer Poſten bezüglichen Gerüchte 
entſchleden dementitt. 

Paris, 9. Mal. Die vorgeſtrige Sitzung des Senates, 
welche mit der Annahme des Preßgeſetzes endete, war eine ziemlich 
ſtürmiſche. Man erhitzte ſich auf beiden Seiten. Rouher trat 
ſcharf auf, und nannte das, was Le Roy de St. Arnaud, Bruder 
des verſtorbenen Marſchalls, (er ſtarb bekanntlich in der Krim, 
kurz vor Beginn der Belagerung von Sebaſtopol), gejagt, unlogtſch 
und unvernünftig. Geradezu kindiſch führten ſich aber die Herren 
Senatoren auf, als Ste. Beuve die Tribüne betrat, um einige 
Worte gegen das Geſetz, das er in vielen jeirer Beſtimmungen 
als nicht liberal bezeichnete, zu ſagen. Die Herren wollten wahr- 
ſcheinlich dem Redner, der es gewagt, im Senate der Denkfreihelt 
das Wort zu reden, und der ſte ganz offen Heuchler genannt hatte, 
ihre tiefe Verachtung bezeigen; denn während feiner ganzen Rede 
unterhielten ſich die alten Herren ganz laut, ſo daß nur Wenige 
deſſen Rede verſtehen und ſelbſt die Stenographen dieſelbe nur 
theilweiſe wiedergeben konnten. Der Präſident forderte die Ver 
ſammlung mehrere Male auf, ſich ruhig zu verhalten, was aber 
nichts balf. 

Paris, 11. Mat. Geſetzgebender Körper. Die Bud⸗ 
get⸗Kommiſſton wird mit 13 von 18 Mitgliedern 3 Amendements 
in Vorſchlag bringen. Dieſelben gehen auf die Entlaſſung von 
50,000 Mann, auf dle Fabrikation von 1,200,000 Chaſſepot-Ge⸗ 
wehren ſtatt 1,800,000 und auf eine Erſparniß im Budget des 
Marinemintiſteriums um 50 Mill. Francs. 

London, 11. Mal. Das Unterhaus if in den Tri- 
bünen überfüllt, da ſich das irrthümliche Gerücht verbreitet hatte, 
die biſchöfliche Adreſſe gegen Abſchaffung der itiſchen Staatskirche 
jet bereits überreicht worden und die Antwort der Königin werde 
heute Abend bekannt werden. Das Haus beſchäftigt ſich mit Be- 
rathungsgegenſtänden von untergeordnetem Jatereſſe. 


Pommern. 

Stettin, 12. Mal. Der Regterungs-Aſſeſſor v. Vlebahn 
hierſelbſt iſt an die Regierung zu Breslau verſetzt. 

— Die ſ. 3. gemeldet, wurde dem in der Gleßerelſtraße in 
Grabow wohnhaften Handelsmann M. in der Nacht zum 22. 
April cr. mittelſt Einbruches aus einem Waarenſchuppen eine be⸗ 
deutende Anzahl Felle und ſoaſtige Vorräthe geſtohlen. Als Thä⸗ 
ter dieſes ſowle eines früheren in ganz ähnlicher Weiſe verübten 


„Iſt auch die Hochzeit eines Bruders des Fürſten dle 


Diebſtahls iſt nunmehr der ehemalige Lumpenſammler Friedrich 
Müller aus Polchow ermittelt und verhaftet. Die geſtohlenen 
Felle hat er allerdings längſt verfilbert. 

— Der längere Zeit bei dem Kaufmann Kr. in Arbelt ge⸗ 
ſtandene Johann Purezinsky bat ſich dort des fortgeſetzten 
Diebſtahls an Südfrüchten ꝛc. ſchuldig gemacht und find bei Ge⸗ 
legenheit der Abhaltung einer Hausſuchung noch verſchledene Vor⸗ 
räthe in ſeinem Gewahrſam gefunden worden. 

— Geſtern wurden der Arbeiter Berg hard Behling und 
der Fleiſchergeſelle Hauft wegen gewerbsmäßigen Hazardſpiels 
ver haftet. 5 

— Heute Mittag zwiſchen 12 und 1 Uhr entſtand bei dem 
Dampfer „Gozo“ an der Silberwieſe aus ganz unbedeutender Ur⸗ 
ſache zwiſchen einem Kornträger und einem Fuhrmann Streit, der 
bald in Thätigkeiten ausartete. Bei dieſer Gelegenheit verſetzte der 
Kornträger dem Fuhrmann mit der geballten Fauſt einen Hieb 
unter's Kinn, jo daß dieſer vom Wagen fiel, ſich dabel an der 
Wagenachſe eine Seite des Kopfes zerſchlug und vollſtändig bewußtlos 
liegen blieb. 


Vermiſchtes. . 

Leipzig. Frau Ellinor, eine Dame aus der höheren Ge⸗ 
ſellſchaft Berlins, welche kürzlich auf dem Stettiner Stadt⸗ 
theater große Triumphe als darſtellende Künſtlerin 
feierte, wird zu einem Gaſtſplel an dem hleſigen neuen Theater 
erwartet. Die Künſtlerin, welche ſich nebenbei durch verſchtedene 
Aufſätze als geiſtreiche Schriftſtellerin bewährt hat, will von dem 
Erfolg dieſes Gaſtſpieles es abhängig machen, ob fie der Kunſt 
der dramatiſchen Darſtellung ſich ganz widmen ſoll, oder ihr ent- 
ſagt. Nach den bisherigen Erfolgen iſt an der erſteren Eventualität 
nicht zu zwelfeln. (Poſt.) 

Wien. (Oeſterreichlſcher Milſtärbefebl.) Mit einem vom 
hieſigen K. K. Generalkommando an ſämmtliche Unterabtheilungen 
erlaſſenen Befehle wurde der Gebrauch des Augenzwickers bei Offl- 
zieren verboten, indem dieſe beſonders bei jungen Offizieren ſehr 
häufig vorkommende Mode nicht nur ſchädlich, ſondern auch unſchlck⸗ 
jam iſt, beſonders wenn der Betreffende mit gezogenem Säbel 
an der Spitze ſeiner Abthellung ſteht. Es haben ſich jene Ofſt⸗ 
zlere, die an der Sehkraft geſchwächt find, nur der vorſchriftsmäßl⸗ 
gen Augengläſer zu bedienen. Der Gebrauch der Binocles, deten 
Konſtruktlon denen der Brillen gleicht, wurde minder beanſtandet, 
und das Tragen derſelben unter der Bedingung zugeſagt, wenn der 
betreffende Offizier ſich derſelben nur in Fällen bedient, um einen 
entfernten Gegenſtand zu beſichtigen, und nicht wle bei dem Monoele, 
das reine Modeſache iſt. 


Viehmärkte. 

Berlin. Am 11. Mai c. wurden auf hieſigem Viehmarkt an Schlacht⸗ 
vieh zum Verkauf aufgetrieben: 

An Rindvieh 1259 Stück. Die Zutriften waren im Verhältniß zum 
Konſum noch zu ſtark; ungeachtet daß ca. 120 Stück Och ſen nach den Rhein ⸗ 
landen verkauft wurden, konnten doch nur mittelmäßige Preiſe erzielt wer⸗ 
den, beſte Waare wurde mit 16—17 , mittel 12—14 , ordin. 8 bis 
10 & pr. 100 Pfd. Fleiſch gewicht bezahlt. 

An Schweinen 2342 Stück, welche bei ziemlich lebhaftem Verkehr nicht 
aufgeräumt werden konnten; beſte Waare wurde mit 16—17 9% pr. 100 
Pfd. Fleiſchgewicht bezahlt. 

An Schafvieh 4515 Stück, Exportgeſchäfte wurden faſt gar nicht ge- 
macht. Der Handel war ſehr ſchleppend, und blieben bedeutende Poſten 
unverkauft. 

An Kälbern 832 Stück, welche zu mittelmäßigen Preiſen aufgeräumt 


wurden. 
Schiffsberichte. 

Swinemünde, 11. Mai, Nachmittags. Angekommene Schiffe: 
Heimanns, Rathke von Rügenwalde. Sophie, Woywode von Norbfjöping. 
Theodora, Joers von Kopenhagen. Maria, Magnuſſen von Stockholm. 
Ellida, Gabrielſen von Faaborg. Wind: SO. Revier 14½ F. 

Börſen⸗Berichte. 8 770 
ST im, 12. Mai Witterung: ſchöͤn. Temperatur + 180 N. 
ind: O. 


Weizen matt, per 2125 Pfb. loco gelber inländiſcher 90— 100 , 
bunter 90 98 , weißer I6—104 , ungariſcher 85 95 , per 
83.—8öpfd. Mai⸗Juni 957½, ½ 9% bez., Juni⸗Juli 93 K bez. u. Br., 
Juli⸗Auguſt 90 % Br., Sept⸗Oktober 79 94 bez. u. Br. 

Zeugen Anfangs feſt, Schluß matter, pr. 2000 Pfd. loco 60 bis 
66 K, pr. Mai 63, 62 bez. u. Br., Mai⸗Juni 61, 61, 61, 61½ 
bez. u. Br., Juni⸗ Juli do., Juli⸗Auguſt 59 % Br., September⸗ 
Oktober 55½, 56 ½ bez. u. Br. 0 

Gerſte niedriger, per 1750 Pfd. loco ſchleſ. u. mähriſche 49½, 50 
, Oderbruch ſchwer verkäuflich. 

Hafer unverändert, per 1300 Pfd. loco 35 —37 , 47—50pfd. per 
Mai⸗Juni 36% bez. u. Gd. 

Erbſen unverändert, Futter⸗ 60 —63½ , beſſere 67 9%, Koch⸗ 


Rüböl ſtille, loco 10½ Br., Mai, Mai⸗Juni 10 Br., 9½ Gd., 
September ⸗Oktober 10% 44 Br, 10 Gd., Oktbr.⸗Novbr. 10% 4 bez. 
Spiritus feſter, loco ohne Faß 18%, bez., Mai-Juni 18 ½¼, 2 
bez. u. Gd., Juni⸗Juli 19 bez. u. Gd., Juli ⸗Auguſt 19½ Gd., 
Septbr.⸗Oktober 18/7, % M bez. 
Nan 2 Fee: n ar 5 
eaulirungs⸗Preiſe: eizen 99 oggen 62, Hafer 36%, 
Rabel 923, Spiritus 18 ! en va Val Sage 


Berlin, 12. Mai, 2 Uhr 6 Min. Nachmittags. Staatsſchuld⸗ 
ſcheine 8415 bez. Staats⸗Auleihe 4½ % 95½ 225 Berit, Sbeuiner en» 
bahn⸗Aktien 137 bez. Stargard⸗Poſener Eiſenb.⸗Aktien 93% bez. Defterr. 
National⸗Anleihe 54% bez. Pomm. Pfandbriefe 87 bez. Oberſchleſiſche 
Eiſenbahn⸗ Aktien 18534 bez. Wien 2 Mt. 87 bez. London 3 Mt. 
6. 24 bez. Paris 2 Mt. 81 ½ bez. Hamburg 2 Mt. 150%, bez. Meck⸗ 
lenburger Eiſenbahn⸗Aktien 74 bez. Oeſterr. Banknoten 87½ bez. Ruſſ. 
Banknoten 83%, bez. Amerikaner 6 0% 76 ½ͤ bez. 

Weizen pr. Mai 85, 86 bez. Roggen pr. Mai 60, 62 bez., Mai⸗Juni 
5912, 62 bez., Juni⸗Juli 59, 613, bez. Rüböl loco 10 be „Mai ⸗Juni 
925 4% 10 bez., Sept. Oktober 107,, bez. Spiritus loco 13 bez., Mair 
Juni 1822, % bez., Juni-Juli 18, 1½ bez., Juli⸗Auguſt 19, 19%, bez. 


Hamburg, 11 Mai. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco 
flau, auf Termine weichend. Weizen pr. Mai⸗Juni 5400 Pfd. netto 165 
Bankothaler Br. 164 Gd. pr. Juli⸗Auguſt 155 Br, 154 Gd. Roggen pr. Mai 
5000 Pfd. Brutto 120 Br., 119 Gd., per Mai⸗Juni 114 Br., 113 Gb., 
per Juli⸗Auguſt 105 Br. u. Gd. Hafer ſtille. Rüböl beſſer, loco 21, 
per Mai 21 ¼, per Oktober 22¾. Spiritus ohne Kaufluſt, 27%,. Kaffee 
ruhig. Zink ſehr ſtill. Petroleum ſehr flau. 

Amjterdam, 11. Mai. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Roggen 
flau, per Mai 250, per Juni 268, pr. Juli 231. Raps per Oktbr. 66. 
Rüdöl per November⸗Dezember 35%. 

London, 11. Mai. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Fremde 737 
5 8 — ſeit leztem Montag: Weizen 21,754, Gerſte 1438, Hafer 12,737 

Uarters. 

Engliſcher Weizen ſehr kaapp zu letzten äußerſten Preiſen verkauft, 
fremder ſehr ruhig. Preiſe nominell, unverändert, nur eine geringe Quan⸗ 
tität amerikaniſcher niedriger. Oſtſeeweizen vom Schiff gedrückt und billiger 
erlaſſen. Gerſte jet. Hafer unverändert, eher mehr gefragt. Mehl ver⸗ 
nachläſſigt. — Sehr ſchönes Wetter. 


